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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.11.1993 

Geschäftszahl 

92/10/0393 

Rechtssatz 

Die in § 47 Abs 2 ApG gelegene Normierung einer Sperrfrist bedeutet für den vom abgewiesenen Vorbewerber 
verschiedenen neuen Antragsteller ein gesetzliches Hindernis für die Einbringung eines Ansuchens. Die 
erwähnte Vorschrift stellt auf den tatsächlichen Zustand im Zeitpunkt der Antragstellung im Verhältnis zu den 
der Vorerledigung zugrundegelegten lokalen Verhältnissen ab. Unter dem in § 47 Abs 2 ApG verwendeten 
Rechtsbegriff der "lokalen Verhältnisse", die für die frühere Entscheidung maßgebend gewesen sein müssen, 
sind sowohl die den Bedarf bestimmenden Verhältnisse als auch die in § 10 ApG umschriebenen weiteren 
tatsächlichen Verhältnisse zu verstehen (Hinweis E 23.10.1986, 86/08/0140, VwSlg 12280 A/1986). 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

92/10/0396 


